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Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Bahnstadt – Wohnen an der Promena-
de – Beteiligung der Träger öffentlicher Belange; Änderung des Entwurfs.
Az. 61.25-Ia

Anlagen: Kartierung der Belange der Archäologischen Denkmalpflege 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 16.09.2020 und die Beteiligung zur o.g. Planung. Zu den 
Belangen der Denkmalpflege nimmt das Landesamt für Denkmalpflege als Träger öffentli-
cher Belange (TöB) wie folgt Stellung: 
  
Bau und Kunstdenkmalpflege: 
Belange der Bau und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies aus den Planunterlagen er-
sichtlich ist, bereits berücksichtigt.

Archäologische Denkmalpflege: 
Im überplanten Bereich Heidelberg-Bahnstadt ist ein archäologisches Kulturdenkmal gem. 
§ 2 DSchG BW betroffen: 

- Es handelt sich um einen Teil der Römerstraße von Straßburg bzw. Speyer nach 
Heidelberg-Neuenheim (1. bis 3. Jahrhundert n. Chr.), die seit 1910 durch archäolo-
gische Befunde & Funde bekannt ist (Anlage 1, Listennr. 2, ADAB ID 103237885).

Wir bitten um nachrichtliche Übernahme in die Planunterlagen. 
An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht grundsätz-
lich ein öffentliches Interesse.  

Wir möchten allerdings darauf hinweisen, dass bereits durch die starke moderne Überprä-
gung des Areals u. a. durch die ehemaligen Gleisanlagen und des Güterbahnhofes sowie 
jüngere flächige Bodeneingriffe die Erhaltung des Denkmals nicht oder nur noch partiell 
gegeben ist, weshalb in Anbetracht der vorliegenden Bebauungsplanänderung die Belange 
der archäologischen Denkmalpflege zurückgestellt werden können. 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Bahnstadt "Wohnen an der Promenade", 
Stadt Heidelberg, Lkr. Heidelberg (TK 25: 6518 Heidelberg-Nord, 6618 Heidelberg- 
Süd); hier:   
  

1. Änderung des Entwurfs gemäß § 4a Absatz 3 Satz 1 BauGB   
2. Benachrichtigung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 3 Absatz 2 Satz 3 BauGB    
3. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Absatz 2 BauGB   
  
Ihr Schreiben Az.: 61.25-la vom 16.09.2020  
 
Anhörungsfrist 13.11.2020 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgut-
achten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Eine wasserwirtschaftliche Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt 
das LGRB andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich quartärer Lockergesteine (Älterer Auenlehm) mit im Detail nicht 
bekannter Mächtigkeit. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können dort zu zusätzlichen bautechni-
schen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Auf die Lage des Plangebietes innerhalb eines Wasserschutzgebietes und die Bestim-
mungen der Rechtsverordnung wird verwiesen. 
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Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder Althohlräumen betroffen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- 
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
Mirsada Gehring-Krso 
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Stadt Heidelberg; Bebauungsplan „Bahnstadt - Wohnen an der Promenade“; 
Erneute Behördenbeteiligung gem. § 4 II BauGB i. V. m. § 4a III BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 16.09.2020 beteiligen Sie uns als Träger öffentlicher Belange am 
o. g. Verfahren, wofür wir uns bedanken. In unserer Funktion als höhere Raumord-
nungsbehörde nehmen wir folgendermaßen Stellung:

Mit der vorliegenden Planung wird die städtebauliche Entwicklung eines ca. 13 ha 
großen Teilbereichs der Bahnstadt und insbesondere die Ausbildung einer neuen 
Stadtkante planungsrechtlich gesichert. Die Nutzungen umfassen ein allgemeines 
Wohngebiet, eine Gemeinbedarfsfläche für eine Kindertageseinrichtung, ein Kernge-
biet sowie großzügige Grün-, Spiel- und Freiflächen. Der Bebauungsplan wurde im 
Jahr 2005 erstmalig aufgestellt. Der Entwurf wurde seither mehrfach überarbeitet und
zuletzt im Jahr 2011 öffentlich ausgelegt. Mit einer schrittweisen Konkretisierung der 
Festsetzungen soll auf neue Entwicklungen und Erkenntnisse reagiert werden.   

In der Raumnutzungskarte zum Einheitlichen Regionalplan (ERP) Rhein-Neckar ist 
das Plangebiet teilweise als „Siedlungsfläche – Wohnen Bestand“ und teilweise als 
„Siedlungsfläche Industrie und Gewerbe – Bestand“ enthalten. Belange der Raum-
ordnung stehen somit nicht entgegen.
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Im wirksamen Flächennutzungsplan des Nachbarschaftsverbandes Heidelberg-
Mannheim ist das Plangebiet als Wohnbaufläche bzw. als gemischte Baufläche dar-
gestellt. Der Bebauungsplan ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

Mit freundlichen Grüßen
gez. Micha Kronibus
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II. Nachricht von Ziff. I. per E-Mail an:

Verband Region Rhein-Neckar
Herrn Manfred Hopfauf
manfred.hopfauf@vrrn.de

Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim
Herrn Martin Müller
nachbarschaftsverband@mannheim.de

mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüßen
gez. Micha Kronibus

III. R21 z. V.
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Industrie- und Handelskammer Rhein-Neckar
Haus der Wirtschaft Mannheim  L 1, 2  68161 Mannheim  Tel.: 0621 1709-0  Fax: 0621 1709-100
Haus der Berufsbildung  Mannheim  Walter-Krause-Straße 11  68163 Mannheim  Tel.: 0621 1709-0  Fax: 0621 1709-100
Haus der Wirtschaft Heidelberg  Hans-Böckler-Straße 4  69115 Heidelberg  Tel.: 06221 9017-0  Fax: 06221 9017-617
Haus der Wirtschaft Mosbach  Oberer Mühlenweg 1/1  74821 Mosbach  Tel.: 06261 9249-0  Fax: 06267 9249-5570
E-Mail: ihk@rhein-neckar.ihk24.de  www.rhein-neckar.ihk24.de 

Am Fortgang der Planung bleiben wir interessiert. 

Die uns freundlicherweise zugesandten Planunterlagen nehmen wir zu den Akten. 

Freundliche Grüße 

André Trendl 
Handel, Stadtentwicklung, Bauleitplanung 



Dr. Karl-Friedrich Raqué Gutleuthofweg 32/5       69118 Heidelberg 
06221/ 808 140                       kf@raque-family.de 

         

Stadtplanungsamt 
über 
Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie  
Postfach 105520
69045 Heidelberg       Heideberg, 10.11.2020 

Stellungnahme des Naturschutzbeauftragten 

Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Bahnstadt - Wohnen an der 
Promenade

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in den nachfolgenden Ausführungen konzentriere ich mich auf die mir als Na-
turschutzbeauftragtem obliegenden Belange Natur- und Artenschutz sowie 
Biodiversität. 

In meiner Stellungnahme vom 12.08.2011 bedauerte ich bereits den im Bepflan-
zungskonzept vorgesehenen sehr geringen Anteil einheimischer Baumarten. 
Wegen der besonders in den vergangenen 3 Jahren drastischen Zunahme des 
Klimawandels ist mir klar, dass als Straßenbegleitgrün Baumarten gewählt wer-
den müssen, die hitze- und trockenresistent und möglichst noch frostresistent 
sein sollen. Dies sind in erster Linie Arten des amerikanischen und asiatischen 
Raumes, die in der Artenliste in Kap. 7.1.14 der Begründung aufgeführt sind. 
Leider haben diese Baumarten für die einheimische Insektenfauna untergeordne-
te bzw. keine Bedeutung. Umso wichtiger erscheint mir, die 25% des öffentli-
chen Grüns im gesamten Plangebiet der Bahnstadt so zu gestalten, dass es für  
viele Arten, auch besonders und streng geschützte, einen Lebensraum darstellt. 
Hierbei bedarf es autochthoner blütenreicher Pflanzen mit Ruderalvegetation. 

Die in der Artenliste unter Versickerungsflächen wechseltrockener Bereiche 
(Kap. 7.1.14) aufgeführte , aus dem Norden der USA stammende Art Prunus 



serotina (spätblühende Traubenkirsche) gilt als problematischer Neophyt. Ihre 
zunächst roten , später schwarz werdenden Steinfrüchte verzehren Amseln, 
Drosseln , aber auch andere Singvogelarten gern und tragen über deren Kot zur 
Verbreitung bei. Auf diese Weise hat sich die Art in Europa bereits stark ausge-
dehnt. In Schleswig Holstein sind mir FFH-Dünengebiete bekannt, die nach Ent-
fernen des Kiefern-, Weiden- und Birkenbestandes ( sog. Entkusseln) bereits 
nach 2-3 Jahren völlig durch Prunus serotina dominiert werden. Nicht umsonst 
wird dieser Neophyt in der sog. schwarzen Liste geführt. Deshalb kann ich eine 
Anpflanzung in der Bahnstadt nicht befürworten. 

Ich gehe davon aus, dass bei der Auswahl der zu pflanzenden Baumarten die 
Veröffentlichung von Prof. Rohloff u.a. (2008) mit dem Titel: "Klimawandel 
und Baumartenwahl in der Stadt - Entscheidungsfindung mit der KlimaArten-
Matrix (KLAM)" Berücksichtigung fand. Desweiteren weise ich noch auf  den 
Beitrag in Natur, Heft 5 (2019) "Neue Bäume braucht die Stadt" hin. Denn gera-
de die Auswirkungen der durch den Klimawandel hervorgerufenen Erwärmung 
im innerstädtischen Bereich auf die Bewohner ist aktueller denn je. Dies bewei-
sen auch Untersuchungen im Rahmen des Projektes "Klimawandel findet Stadt - 
ein Projekt zur Förderung  der Bewertung von Klimafolgen und Anpassungsstra-
tegien in städtischen Räumen im Sinne des entdeckenden und forschenden Ler-
nens" von Prof. Siegmund u.a. der PH Heidelberg in den Jahren 2016 bis 2019  
sowie die Fortschreibung des Stadtklimagutachtens für die Stadt Heidelberg aus 
dem Jahr 2015. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Dr. Karl-Friedrich Raqué 
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An 
 
Amt 61- Amtsleitung 
 
Über Dez II 
 
 
Stellungnahme Amt für Baurecht und Denkmalschutz zum Bebauungsplan „Wohnen an der 
Promenade“ zur Offenlage vom 24.09.-13.11.2020 
 
Mit Datum vom 16.09.20 haben Sie unser Amt im Rahmen der Offenlage Sept.-Nov. 20 um 
Stellungnahme gebeten.  

Unser Amt nimmt nach Prüfung wie folgt Stellung: 
 
1. Zu Punkt 1.2 Maß der baulichen Nutzung und 2. Bauweise 

Grundsätzliche Anmerkungen zu den textlichen Festsetzungen: 
 
Im gemeinsamen Gespräch bei Herrn Oberbürgermeister mit Herrn Odszuck und Frau Friedrich 
am 27.09.2019 zum Thema „Optimierung der Bearbeitungszeiten“ ist der Wunsch der 
Verwaltungsspitze deutlich zum Ausdruck gekommen, die Festsetzungstiefe von 
Bebauungsplänen zu reduzieren. Wir können nicht erkennen, dass dieser Vorgabe für den 
Bebauungsplan Wohnen an der Promenade ausreichend Rechnung getragen wurde: 
 
Die vielen Differenzierungen und die Tiefe der einzelnen Festsetzungen erschweren erheblich 
die Prüfung der Zulässigkeit eines Bauvorhabens, z.B. die nochmalige Unterteilung eines 
Baufeldes in Teilflächen mit unterschiedlich festgelegten Höhen, zusätzlich nochmals gestaffelt 
nach Himmelsrichtungen, komplizierte Ausnahmen, z.B. dieser Absatz:  
 

 
 
Diese Festsetzungen sind für alle Beteiligten in der Anwendung schwer zu lesen oder richtig zu 
erfassen.  
 
Ein weiteres Beispiel ist die Festsetzungstiefe der örtlichen Bauvorschriften zu den 
Werbeanlagen und auch die dort enthaltene Beschränkung für Gewerbetreibende. Die 
Festsetzung für Ausleger auf eine Größe auf 60 cm X 80 cm erreicht die Vorgaben für 
Werbeanlagen in der unter Gesamtanlagenschutz stehenden Altstadt. 
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2. Zu Punkt 1. 1. Art der Nutzung  
 
Im Erdgeschoss sind zur Pfaffengrunder Terrasse nur gewerbliche Nutzungen allgemein 
zulässig. Ausnahmsweise sind Wohnungen zulässig, wenn sie in Verbindung mit einem dort 
befindlichen Gewerbe stehen. Das halten wir - wie auch in unserer Stellungnahme zum 
Bebauungsplan Bahnstadt West ausgeführt- in der Praxis für nicht umsetzbar: Wenn eine 
Gewerbeeinheit aufgegeben wird, muss demnach die Gewerbeeinheit mit Art und Größe 
und dazu auch noch die dazugehörige Wohnung für den Nachmieter passen und 
umgekehrt. So lassen sich die Gewerbeeinheiten noch schwieriger anbieten.  
Die bestehenden Einheiten sind in diesem Plangebiet sogar noch deutlich kleiner als im 
Plangebiet Bahnstadt West, so dass sie nicht sinnvoll in Gewerbe und Wohnen unterteilt werden 
können. 
 
Laut Ausführung in der Begründung ist in den Erdgeschosszonen an den Platzflächen die 
Ansiedlung von Gewerbe gewünscht. Demzufolge sollten dort keine Ausnahmen für 
Wohnungen eingeräumt werden. 
 
 
3.  Zu Punkt 9 Photovoltaikanlagen 
Die Verpflichtung zur vollständigen Belegung des verfügbaren Dachflächenanteils mit 
Photovoltaikanlagen lässt den Schluss zu, dass tatsächlich die komplette Dachfläche zu belegen 
ist. Erst in der Begründung ergibt sich die Einschränkung des 25%- Anteils aufgrund der 
Vereinbarkeit mit der Dachbegrünung.  
Wir empfehlen die Ergänzung der „25%“ im Textteil des Bebauungsplans. 
 
 
4. Zu Punkt E- örtliche Bauvorschriften  

Punkt 2 Werbeanlagen 
„…Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig…“ 
 
Auch zu dieser Bauvorschrift haben wir bereits zu vorherigen Bebauungsplanverfahren Stellung 
genommen.  
Es stellt u.E. einen unzulässigen Eingriff in Art 14 Abs. 1 GG dar, wenn in einem MK 
Fremdwerbung generell ausgeschlossen wird. Wir verweisen auf die Kommentierung in 
Schlotterbeck, Kommentar zur LBO, § 74 LBO: 
 

Es ist allerdings – vor allem wegen des Baugebietszweckes (Absatz 1 der Baugebietsvorschriften) – 
unzulässig, in rechtlichen oder faktischen GE-Gebieten (§ 8 I BauNVO; § 34 II BauGB) oder GI-
Gebieten (§ 9 I BauNVO; § 34 II BauGB) die Zulässigkeit von Werbeanlagen auf solche an der 
Stätte der Leistung zu beschränken (VGH BW, Urt. vom 29.4.1981 – 5 S 1909/80 –1813, BauR 1981, 
462.). Auch kann die generalisierende Regelung des § 11 IV durch eine 
Baugestaltungssatzung nicht auf – rechtliche oder faktische – MI-Gebiete (§ 6 I BauNVO; § 34 
II BauGB) (BVerwG, Urt. vom 28.4.1972 – IV C 11/69 –0963, DVBl 1973, 40.) oder MK-Gebiete (§ 7 I 
BauNVO; § 34 II BauGB) (OVG NW, Urt. vom 6.2.1992 – 11 A 2232/89 –2544, NVwZ 1993, 87 = ZfBR 
1992, 244 = BauR 1992, 483.) ausgedehnt werden. 
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Da diese Festsetzung nicht rechtskonform ist, kann diese im Rahmen der Bearbeitung von 
Bauanträgen keine Anwendung finden. 
 
Die Verwendung des Wortes „sollen“ in der Festsetzung, dass in der Struktur der 
Fassadengestaltung der Hauptfassade die vertikalen gegenüber den horizontalen Elementen 
dominieren sollen, ohne zu regeln, wann ausnahmsweise davon abgewichen werden kann, 
erschwert wiederum die Rechtsanwendung und lässt die Verbindlichkeit im Vagen. 
 
i.A. Augsburger 
 
2. Kopie Amt 80 
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Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften "Bahnstadt - Wohnen an
der Promenade"
hier: Stellungnahme gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB
Ihr Zeichen: 61.25-la

Sehr geehrte Frau Langer,

hiermit zeigen wir an, dass die 
, von uns anwaltlich vertreten

wird. Eine auf uns lautende Vollmacht ist in der Anlage beigefügt.

Uns liegt Ihr Schreiben vom 12.08.2021 vor, mit dem Sie unserer Mandan-
tin Gelegenheit gegeben haben, sich zu den beabsichtigten Änderungen zu
äußern. Daher geben wir namens und im Auftrag unserer Mandantin die
nachfolgende

Stellungnahme

ab.
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I.
Formelle Fehlerhaftigkeit

In Ihrem Schreiben vom 12.08.2021 führen Sie aus, dass mit der beabsichtigten Ände-
rung Grundzüge der Planung nicht berührt wären. Daher könne auf eine erneute Aus-
legung der Planunterlagen verzichtet werden. Lediglich unsere Mandantin sollte als
Betroffene unterrichtet werden.

1.
Gesetzliche Voraussetzung des § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB ist, dass durch die Änderung
oder Ergänzung des Entwurfes des Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung nicht
berührt werden. Nur für diesen Fall kann auf die öffentliche Auslegung verzichtet
werden. Jene Tatbestandsvoraussetzungen liegen jedoch nicht vor.

a)
In der

Begründung der Planänderung vom 11.08.2021

wird ausgeführt, dass im Bereich Pfaffengrunder Terrasse bereits die Wohnnutzungen
stark eingeschränkt seien. Wohnungen könnten nur im Zusammenhang mit einer ge-
werblichen Nutzung zulässig sein. Darüber hinaus müsse die Wohnnutzung eine unter-
geordnete Nutzung darstellen.

Nach dem ursprünglichen Planungsansatz war es also sehr wohl möglich, dass im Be-
reich Pfaffengrunder Terrasse Wohnungen ausnahmsweise (in Zusammenhang mit
einer gewerblichen Nutzung) zugelassen werden konnten.

Nunmehr wird jedoch für die Teilfläche 9 (TF 9) Folgendes festgesetzt:

In der mit „TF 9“ festgesetzten Fläche sind Wohnungen nur in Geschossen
oberhalb des ersten Geschosses (Erdgeschoss) zulässig.

Dies bedeutet, dass im Erdgeschoss sowie in ggf. daruntergelegenen Gartengeschossen
Wohnungen generell ausgeschlossen sind.
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Zuvor konnten Wohnungen noch ausnahmsweise (in Zusammenhang mit gewerblicher
Nutzung) zugelassen werden. Diese Möglichkeit soll nun entfallen.

b)
Grundzüge der Planung sind die wesentlichen Leitideen der Plangeberin. Hierzu gehört
regelmäßig die Art der baulichen Nutzung. Wird aber gerade die ausnahmsweise
Zulässigkeit von Wohnen nunmehr vollständig für die Erdgeschosse (und darunterlie-
gende evtl. mögliche Gartengeschosse) ausgeschlossen, so betrifft dies sehr wohl die
Grundzüge der Planung.

Die in der Begründung der Planänderung vom 11.08.2021 aufgeführte Argumentation,
Wohnnutzungen in den Erdgeschossbereichen seien bereits stark eingeschränkt worden
und der vollständige Ausschluss von Wohnnutzung betreffe somit die Grundzüge
der Planung nicht, geht fehl. Es erfolgen vielmehr maßgebliche Veränderungen zur
Zulassung der Wohnnutzung, so dass Grundzüge der Planung berührt sind.

c)
Rechtsfolge ist nunmehr, dass der Entwurf des Bebauungsplanes gemäß § 4a Abs. 3
Satz 1 BauGB erneut auszulegen ist. Die vorgesehene Vorgehensweise mit der allei-
nigen Einholung von Stellungnahmen von Betroffenen stellt sich somit als rechtswid-
rig dar.

Eine Nichtbeachtung dieser Vorschrift stellt einen wesentlichen Verfahrensfehler dar,
der beachtlich ist. Wir verweisen insofern auf § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB, wo
ausdrücklich § 4a Abs. 3 BauGB genannt ist.

II.
Materielle Fehlerhaftigkeit

Die von Ihnen vorgesehene Festsetzung mit einem vollständigen Ausschluss von
Wohnnutzung im Erdgeschoss (und evtl. darunterliegenden Gartengeschossen) stellt
sich als materiell rechtswidrig dar.
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1.
Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind die öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB).

Es ist durchaus nachvollziehbar, dass in Richtung Pfaffengrunder Terrasse der städte-
bauliche Wunsch der Plangeberin besteht, andere als Wohnnutzungen zur Belebung
ausschließlich zuzulassen. Dabei wird jedoch nicht gewürdigt, dass die Erdgeschosse
nicht ebenerdig und damit problemlos barrierefrei angeordnet wurden, sondern die
Erdgeschosse sich vielmehr auf einem Sockel befinden. Zudem sind auch keine Schau-
fensterflächen vorgesehen, die der von Ihnen gewünschten Belebung der Pfaffengrun-
der Terrasse ggf. beitragen könnten. Gewerbliche Nutzungen hinter den vorhandenen
Fassaden würden überhaupt nicht dazu beitragen, dass die Pfaffengrunder Terrasse
eine Belebung erfährt.

2.
Zu berücksichtigen ist schließlich auch, dass die Kinder-Tageseinrichtungen nur be-
fristet auf fünf Jahre genutzt wurden. Die Umwidmung der Wohneinheiten für die
Kinder-Tagespflege erfolgte mit der Genehmigung befristet auf fünf Jahre. Von daher
war von vornherein bekannt, dass jene Nutzung nur vorübergehender Natur ist. Wir
verweisen insofern auf den Bescheid des Amtes für Baurecht- und Denkmalschutz
vom 25.09.2015 (Az.: 211/0555/BABG-Ä02).

3.
Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass bereits baurechtliche Genehmigungen für die
Umwidmung von Büro in Wohnung erteilt wurden (Bescheid vom 25.11.2014). Jener
Bescheid bezog sich auf die Einheit 1 im Haus 5. Gerade angesichts dieses Bestands-
schutzes ist es abwägungsfehlerhaft, einen generellen Ausschluss von Wohnnutzungen
zuzulassen. So würde bereits eine bauliche Änderung in dieser Wohnung dazu führen,
dass diese nicht genehmigungsfähig ist, obwohl der Nutzung als Wohnung mit Be-
scheid vom 25.11.2014 ausdrücklich zugestimmt wurde.




